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Der Bundesgerichtshof (BGH) nimmt 
erneut Stellung zu den formellen 
Anforderungen an eine vom Vermieter 
erklärte Mieterhöhungserklärung nach 
erfolgter Modernisierung einer Wohnung 
(Anmerkung zum Urteil vom 20. Juli 2022 
– VIII ZR 361/21) 

I. Hintergrund 

Führt ein Vermieter von Wohnraum Moder-
nisierungsmaßnahmen durch, gewährt ihm 
§ 559 Abs. 1 BGB das Recht, die jährliche 
Miete um 8 Prozent der für die Wohnung auf-
gewendeten Kosten zu erhöhen. 

Damit die Mieterhöhung gegenüber dem 
Mieter wirksam wird, bedarf es in formeller 
Hinsicht einer Mieterhöhungserklärung in 
Textform, in der der Vermieter die Erhöhung 
auf Grund der entstandenen Kosten berech-
net und erläutert (§ 559b Abs. 1 BGB). Der 
Mieter schuldet dann die erhöhte Miete mit 
Beginn des dritten Monats nach Zugang die-
ser Erklärung; einer Zustimmungserklärung 
des Mieters bedarf es - anders als bei einer 
Mieterhöhung auf die ortsübliche Miete - 
nicht. 

Gesetz und Rechtsprechung stellen an die 
Wirksamkeit der Mieterhöhungserklärung 
bestimmte formelle Anforderungen. Der 
Vermieter hat in der Erhöhungserklärung 
insbesondere darzulegen, inwiefern die 
durchgeführten baulichen Maßnahmen den 
Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig er-
höhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse 
auf Dauer verbessern oder eine nachhaltige 
Einsparung von Energie und Wasser bewir-
ken. Nach Auffassung der Rechtsprechung 
genügt es, wenn der Mieter den Grund und 

den Umfang der Mieterhöhung anhand der 
Erläuterung als plausibel nachvollziehen 
kann. 

Das formelle Begründungserfordernis war in 
der Vergangenheit häufig Anlass für Mieter, 
um gegen eine erklärte Mieterhöhung nach 
Modernisierung vorzugehen. Streitpunkt 
waren meist die Kosten für Maßnahmen ei-
ner sog. „modernisierenden Instandset-
zung“, also bauliche Maßnahmen, die 
sowohl eine Modernisierung im Sinne von 
§ 555b BGB als auch eine Erhaltunsmaß-
nahme nach § 555a BGB umfassen. Die Kos-
ten von Erhaltungsmaßnahmen können 
nicht als Kosten der Modernisierung auf den 
Mieter umgelegt werden. 

Der Bundesgerichtshof führt mit seinem Ur-
teil die bisherige Rechtsprechung fort, wo-
nach an die Mieterhöhungserklärung keine 
überhöhten formellen Anforderungen zu 
stellen sind. 

II. Entscheidung des BGH 

Der BGH hat entschieden, dass die Erklärung  
den formellen Anforderungen nach 
§ 559b BGB bereits dann genügt, wenn sie 
– im Hinblick auf die Angabe der entstande-
nen Kosten – die Gesamtkosten für die 
durchgeführte Modernisierungsmaßnahme 
und im Fall der Durchführung mehrerer ver-
schiedener Modernisierungsmaßnahmen 
die jeweiligen Gesamtkosten für die einzel-
nen Maßnahmen ausweist. 

Dabei dürfen an die Erklärung keine zu ho-
hen Anforderungen gestellt werden, sodass 
eine Aufschlüsselung für einzelne Positionen 
(z.B. nach Gewerken) nicht erforderlich ist. 
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Dies gilt selbst dann nicht, wenn umfangrei-
che und entsprechend kostenträchtige bauli-
che Veränderungen durchgeführt wurden. 

In seiner Erhöhungserklärung muss der Ver-
mieter lediglich darlegen, inwiefern die 
durchgeführten baulichen Maßnahmen den 
Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig er-
höhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse 
auf Dauer verbessern oder eine nachhaltige 
Einsparung von Energie und Wasser bewir-
ken. Hierzu kann insbesondere auf die Anga-
ben in der Modernisierungsankündigung 
verwiesen werden. 

Der Vermieter muss den Grund und den Um-
fang der Mieterhöhung anhand der Erläute-
rungen plausibel machen. 

Hat der Vermieter eine modernisierende In-
standsetzung vorgenommen, also gleichzei-
tig auch Instandsetzungsarbeiten erledigt, 
muss er bei der Ermittlung der umlagefähi-
gen Kosten nach Maßgabe des § 559 
Abs.2 BGB eine entsprechende Kürzung vor-
nehmen. 

Daher muss sich aus der Erhöhungserklärung 
ergeben, in welchem Umfang mit den durch-
geführten Arbeiten Instandsetzungskosten 
erspart wurden. 

Ausreichend ist hier, wenn der Vermieter den 
ersparten Aufwand anhand der Angabe einer 
angemessenen Quote nachvollziehbar dar-
legt. 

Der BGH führt aus, dass es der Zielsetzung 
des Gesetzgebers widerspräche, durch die 
(anteilige) Umlagefähigkeit des getätigten 
Aufwands auf den Mieter einen Anreiz für 
den Vermieter zur Durchführung von Moder-
nisierungsmaßnahmen zu schaffen, wenn 
eine Durchsetzbarkeit eines dem Vermieter 
materiell-rechtlich zustehenden Ausgleichs 
für seine bereits erbrachte Eigenleistung 
durch überhöhte formelle Anforderungen an 
die Mieterhöhungserklärung erheblich er-
schwert würde und der Vermieter sogar Ge-
fahr liefe, eines inhaltlich berechtigten 
Mieterhöhungsanspruchs wegen überzoge-

ner formeller Anforderungen verlustig zu ge-
hen. Es gilt nach Auffassung des BGH des-
halb, der Zweckbestimmung der Vorschrift 
des § 559b Abs. 1 BGB, dem Mieter die Mög-
lichkeit zur angemessenen Information und 
Nachprüfung zu geben, unter Abwägung 
nicht nur seiner, sondern auch der berechtig-
ten Interessen des Vermieters gerecht zu 
werden. Dabei soll vorrangig vor einer Zu-
mutbarkeitsprüfung in den Blick zu nehmen 
sein, ob zusätzliche Angaben in der Mieter-
höhungserklärung tatsächlich mit einem 
maßgeblichen Erkenntnisgewinn für den 
Mieter verbunden wären. 

Zur Klärung verbleibender Unsicherheiten 
bei dem geltend gemachten Mieterhöhungs-
betrag wird der Mieter auf sein Auskunfts- 
und Belegeinsichtsrecht gegenüber dem 
Vermieter verwiesen. 

II. Fazit 

Der BGH führt seine bisherige Rechtspre-
chung fort und untermauert mit seiner jüngs-
ten Entscheidung zur Thematik der 
Modernisierungsmaßnahmen die vom Ge-
setzgeber angestrebte Zielsetzung, dem 
Vermieter einen Anreiz zur Durchführung 
von Modernisierungsmaßnahmen zu schaf-
fen. 

Zutreffend erkennt der BGH, dass die 
Zweckbestimmung der Vorschrift zur Erhö-
hungserklärung neben den Mieterinteressen 
auch die berechtigten Interessen des Ver-
mieters berücksichtigen müssen. Der Inte-
ressenausgleich wird dadurch geschaffen, 
dass die Anforderungen an die Mieterhö-
hungserklärung in formeller Hinsicht nicht 
überspannt werden dürfen und der Mieter 
Einwände über sein Belegeinsichtsrecht gel-
tend machen kann. 

Für Vermieter, die eine modernisierende In-
standsetzung geplant haben, empfiehlt es 
sich, neben der Kostenaufstellung für Mo-
dernisierungsmaßnahmen eine angemes-
sene Quote für die Instandhaltungskosten 
anzusetzen, um Streitigkeiten mit dem Mie-
ter zu vermeiden. Außerdem sollten bereits 
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im Rahmen der Modernisierungsankündi-
gung gemäß § 555c BGB die geplanten Maß-
nahmen entsprechend gründlich erläutert 
werden, um bei der Mieterhöhungserklärung 
hierauf Bezug nehmen zu können. 

Gerne begleiten wir Sie rechtlich bei der Pla-
nung und Durchführung Ihres Modernisie-
rungsvorhabens. 

Die eingangs zitierte Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs ist im Volltext hier kostenlos 
abrufbar. 

Der Autor dankt Herrn Simon Tengler für die 
Mitarbeit an diesem Beitrag. 

Ihr Ansprechpartner für dieses Thema: 
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